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Die Dissertation beschäftigt sich mit dem Verhältnis von 
Strafe und Sicherungsverwahrung gem. §§ 66, 66a StGB, 
wobei primär die Rechtsprechung überprüft wird, die eine 
Wechselwirkung zwischen Strafe und Sicherungsverwah-
rung im Bereich der Strafzumessung annimmt. Da die Si-
cherungsverwahrung neben der Strafe einen Freiheitsent-
zug für den Täter bedeutet, der über das Maß der verwirk-
lichten Schuld deutlich hinausgehen kann, schränkt die 
Rechtsprechung diese Belastung dadurch ein, dass unter 
dem Gesichtspunkt der Wechselwirkung die Sicherungs-
verwahrung bei der Bemessung der Freiheitsstrafe be-
rücksichtigt wird. 
 
Um die Wechselwirkung zwischen Strafe und Sicherungs-
verwahrung auf ein theoretisches Fundament zu stellen, 
erläutert der Verfasser zunächst sehr dezidiert historische 
und aktuelle Ansätze der Straftheorie (S. 36 ff.), um da-
nach die Straftheorie der Rechtsprechung vor dem Hinter-
grund der geltenden Gesetzeslage zu beleuchten 
(S. 89 ff.). Giering kommt zu dem Ergebnis, dass die 
Rechtsprechung die verschiedenen Strafzwecke miteinan-
der kombiniert und vereint – und insofern eine Vereini-
gungstheorie auf der Grundlage des Schuldausgleichs ver-
treten wird. Der Verfasser kritisiert hier aber eine Belie-
bigkeit in der Argumentation in den Urteilen, da der The-
orie das ordnende Prinzip fehle. Das Nebeneinander der 
straftheoretischen Elemente, die die Rechtsprechung je 
nach Fall argumentativ nutzt, lehnt Giering demzufolge 
ab (S. 98 f.). 
 
Der Verfasser positioniert sich im folgenden schmalen 
Kapitel eindeutig und bringt die freiheitsgesetzliche 
Straftheorie zur Anwendung. Diese Theorie weise einen 
strikten Tat- und Täterbezug auf. Die Tatschuld begründe 
und begrenze die staatliche Strafe. Der Vorteil dieser The-
orie gegenüber der h.M. sei die stringente Ableitung, zu-
dem löse sich die Antinomie der Strafzwecke auf (S. 100). 
Weiterhin bekennt sich der Verfasser zur Willensschuld 
(S. 101). 
 
Nach diesem ersten theoretischen Teil zur Strafe, werden 
in einem zweiten Teil die Maßregeln der Besserung und 
Sicherung in den Blick genommen (S. 102 ff.). Die Maß-
regeln des geltenden Rechts werden in erfrischender 
Kürze vorgestellt, um sich dann den eigenständigen Maß-
regeltheorien sowie den aus den Straftheorien entwickel-
ten Maßregeltheorien zu widmen. Der Verfasser kommt  

 
hier zu dem Ergebnis, dass alle Begründungsansätze für 
die Maßregeln der Besserung und Sicherung Einwänden 
ausgesetzt sind (S. 137). Die verschiedenen Maßregeln 
der Besserung und Sicherung nach geltendem Recht seien 
daher jeweils nur für sich zu rechtfertigen, so dass auf ei-
nen einheitlichen Rechtfertigungsgrund verzichtet werden 
müsse (S. 138). 
 
Daher geht Giering im Folgenden auf die Rechtfertigung 
der Sicherungsverwahrung explizit ein und sieht diese 
vorpositiv nach einem freiheitsgesetzlichen Ansatz als 
staatliche Reaktion auf habituelle Schuld – sie habe dem-
nach Strafcharakter. Allerdings sei ihre Ausgestaltung als 
Strafe (noch) nicht angezeigt, was primär an den Schwie-
rigkeiten der Feststellung des Ausmaßes habitueller 
Schuld im Strafverfahren liege. Bis aber nach freiheitsge-
setzlichen Gesichtspunkten ein überzeugendes Konzept 
geliefert werden könne, müsse man im Grunde die zwei-
spurige Ausgestaltung nach geltendem Recht dulden 
(S. 144). An dieser Stelle hätte es sich durchaus angebo-
ten, ein wenig tiefer zu schürfen und zumindest grundsätz-
liche Ideen für ein solches „überzeugendes“ Konzept zu 
präsentieren. 
 
Im nächsten Unterabschnitt führt der Verfasser eine ei-
gene Terminologie ein. Er differenziert nach klassischer 
Strafe und „strafrechtsgleicher Unterbringung“ für die Si-
cherungsverwahrung (S. 144). Gleichwohl benutzt er im 
Laufe seiner Arbeit wohlüberlegt die Begriffe „Siche-
rungsverwahrung“ und „Sicherungsverwahrter“, sofern 
die geltende Rechtslage der §§ 66 ff. StGB beurteilt wird 
(S. 145).  
 
Die historische Entwicklung des Rechts der Sicherungs-
verwahrung wird im Anschluss nur in einem knappen 
Überblick geschildert, um den Zugang zu den Normen 
herzustellen (S. 146 ff.). Details zu den einzelnen Geset-
zesänderungen werden dagegen zu Recht ausgespart, da 
diese nicht zielführend für die Untersuchung wären. Da-
nach werden grundsätzliche Bedenken gegen die Siche-
rungsverwahrung referiert (S. 150 ff.). Fokussiert wird 
hierbei auf die Zweifel an der Erforderlichkeit der Siche-
rungsverwahrung, den betroffenen Personenkreis und den 
Katalog der Adressaten sowie die Unsicherheiten im Um-
gang mit den notwendigen Prognosen. 
 
In einem weiteren Unterabschnitt wird der Einordnung 
der Sicherungsverwahrung in den europa- und verfas-
sungsrechtlichen Kontext nachgegangen (S. 158 ff.). Der 
Verfasser kommt zu dem Ergebnis, dass weder die EMRK 
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an sich, noch der EGMR die Zulässigkeit einer sichernden 
Maßnahme wie der Sicherungsverwahrung nach deut-
schem Recht in Abrede stellen. Lediglich die nachträgli-
che Anordnung oder Verlängerung der Sicherungsver-
wahrung entspräche nicht den Vorgaben der Konvention. 
Konventionsrechtlich sei die Unterbringung nach §§ 66, 
66a StGB als „Strafe“ i.S. des Art. 7 Abs. 1 EMRK einzu-
stufen, was nach Auffassung von Giering seine Einord-
nung der Sicherungsverwahrung als strafrechtsgleiche 
Unterbringung unterstreiche (S. 175). 
 
Durch die Deutung der Unterbringung gem. §§ 66, 66a 
StGB als Strafe ließen sich im Unterschied zur herrschen-
den Auffassung auch unmittelbare Einsichten in die Not-
wendigkeit der Anwendung von Verfassungsnormen ge-
winnen. So seien die Zuständigkeit des Bundesgesetzge-
bers und die Anwendung des Bestimmtheitsgebotes ohne 
weiteres begründbar. Zudem lasse sich aus dem aus der 
Strafgerechtigkeit ableitbaren Resozialisierungserforder-
nis nicht mehr an der Vereinbarkeit der Sicherungsver-
wahrung mit der Menschenwürdegarantie zweifeln. 
 
Erst recht spät, nämlich ab S. 222 ff. geht Giering in einem 
dritten Teil auf die Strafzumessung ein. Dies erstaunt an-
gesichts der Tatsache, dass der Obertitel der Dissertation 
als Schwerpunkt der Arbeit auf die Wechselwirkung zwi-
schen Strafe und Sicherungsverwahrung bei der Strafzu-
messung verweist. Allerdings ist über die Hälfte der Aus-
arbeitung eher grundsätzlichen Ausführungen gewidmet. 
Dies rechtfertigt sich jedoch vor dem Hintergrund, dass 
der Verfasser einen eigenen Standpunkt jenseits der herr-
schenden Meinung zu legitimieren versucht. 
 
Nach einer dezidierten Untersuchung der Rechtsprechung 
zur Wechselwirkung von Strafe und Sicherungsverwah-
rung bei der Strafzumessung, stellt Giering fest, dass die 
Rechtsprechung von einem einheitlichen Ziel geprägt sei. 
Pauschal werde darauf abgestellt, dass die Strafe niedriger 
ausfallen könne, wenn eine Unterbringung nach § 66 
StGB angeordnet werde. In der Begründung divergieren 
die Entscheidungen allerdings. Die Unterschiede ließen 
sich bereits innerhalb der jeweiligen Rechtsprechung der 
Tat- und Revisionsgerichte ausmachen. Zudem folgten 
die Tatgerichte nicht stets der Rechtsprechung der Ober-
gerichte.  
 
Die inhaltlichen Argumente seien dabei vielschichtig und 
reichten von spezialpräventiven Begründungen über eine 
möglicherweise negativ generalpräventive Begründung 
auf präventiver Ebene der Spielraumtheorie bis hin zu all-
gemeinen Erwägungen bzgl. der belastenden Folgen ku-
mulierender Anordnung einer freiheitsentziehenden 
Strafe und einer Sicherungsverwahrung (S. 253). Die re-
visionsrechtliche Sicht des BGH verkompliziere zudem 
die Problematik und trage zur Revisibilität der Strafzu-
messungsentscheidungen des Tatgerichts, sowie die be-
schränkte Anfechtung von Straf- und Maßregelausspruch 
mit ihrem eigenständigen Maßstab zur Uneinheitlichkeit 
der Rechtsprechung bei. Dadurch sei eine erhebliche An-
wendungsunsicherheit entstanden.  
 
 

Daher folgt nach dieser Bestandsaufnahme eine ausführ-
liche kritische Auseinandersetzung mit der Rechtspre-
chung. Dem hehren Ziel der Rechtsprechung, die straf-
rechtlichen Sanktionen gegenüber dem Straftäter nicht un-
verhältnismäßig auszugestalten, werde nicht Genüge ge-
tan. Auf Basis der Spielraumtheorie komme eine Berück-
sichtigung ohnehin nur innerhalb des Schuldrahmens der 
zur Aburteilung stehenden Straftaten in Betracht. Als trag-
fähiges Argument zur Begründung der Wechselwirkung 
lasse sich lediglich der Aspekt der Gesamtabwägung von 
Rechtsfolgen herausstellen. Die Wechselwirkung sei aber 
auf Vorschlag des Verfassers grundsätzlich nur bei der 
Gesamtstrafenbildung vorzunehmen (S. 311). Letztlich 
kommt Giering aber zu dem Ergebnis, dass die strafzu-
messungsrechtliche Abstimmung den Zusammenhang 
zwischen der abzuurteilenden Tat und der habituellen 
Schuld des Täters nur unzureichend aufgreift und in der 
Folge den gesteigerten Resozialisierungsanspruch des Ge-
wohnheitstäters nur eingeschränkt umsetzt (S. 312). 
 
Daher spürt der Verfasser im Folgenden weiteren theore-
tischen Ansätzen nach (S. 312 ff.). Alternative Konzepte 
überzeugten im Vergleich mit der Rechtsprechung durch 
ihre Klarheit, da sie den Zusammenhang zwischen Strafe 
und Sicherungsverwahrung als Aspekt eines strikt un-
rechts- und schuldgebundenen Zumessungsvorgangs aus-
weisen würden (S. 334). Allerdings sei auch nach diesen 
Strafzumessungstheorien die Reichweite der Wechselwir-
kung beschränkt. Giering plädiert daher dafür, eine inten-
sive Abstimmung von Strafe und Sicherungsverwahrung 
als Recht des Täters zum Nutzen der Gesellschaft unter 
Inanspruchnahme des vikariierenden Systems vorzuneh-
men (S. 335). 
 
Daher ist der letzte Teil der Dissertation einem eigenen 
Ansatz gewidmet (S. 336 ff.). Strafe und Sicherungsver-
wahrung werden als zwei Komponenten der Strafgerech-
tigkeit verstanden. Der konsequente Vorwegvollzug der 
Sicherungsverwahrung beruhe auf dem gesteigerten Re-
sozialisierungsinteresse und -anspruch des Straftäters so-
wie der gesellschaftlichen Mitverantwortung. Durch die 
Aufnahme in das vikariierende System des § 67 StGB er-
folge eine Anrechnung des Maßregelvollzugs auf die 
Höhe der Freiheitsstrafe. Zudem finde eine Orientierung 
an der Aussetzung zur Bewährung zum Zweidrittelzeit-
punkt statt. Dadurch sei eine weitergehende strafmil-
dernde Berücksichtigung der Sicherungsverwahrung bei 
der Strafzumessung der unbedingten Freiheitsstrafe nicht 
notwendig (S. 350). Dadurch würden die Interessen aller 
Beteiligten optimal berücksichtigt. Denn den Gewohn-
heitstätern werde frühzeitig ein Hilfsangebot zur Seite ge-
stellt und damit ihrem gesteigerten Wiedereingliederungs-
interesse Rechnung getragen. Durch die frühzeitige Arbeit 
mit den Sicherungsverwahrten werde zudem das Sicher-
heitsbedürfnis der Allgemeinheit optimal umgesetzt. Ein 
frühzeitiges Eingehen auf die in habitueller Weise ver-
kehrte Rechtseinsicht fördere dieses Ziel im Vergleich zu 
einem nachfolgenden Vollzug besser (S. 356). 
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Die Dissertation von Giering bietet zweierlei. Zum einen 
gelingt eine theoretische Fundierung von Strafe, Maßregel 
und Strafzumessung unter Einbeziehung aller wichtigen 
Quellen. Zum anderen werden Denkanstöße gegeben, wie 
die  Wechselwirkung  von  Strafe  und  Sicherungsverwah- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

rung nicht nur rechtstheoretisch, sondern auch in prakti-
scher Hinsicht gelingen kann. Insoweit kann die Lektüre 
dazu anregen, den theoretischen Ansatz des Autors kri-
tisch zu reflektieren und in weitere Reformüberlegungen 
einfließen zu lassen. 
 
 
 
 
 
 


